
Stadt Stolberg (Rhld.) 

Stadt Stolberg (Rhld.) 23. Mai 2013 Stolberg, den 22.06.2013 

Einladung Abt. Nr. 

zu einer Sitzung des Jugendhilfeausschusses 

Tag der Sitzung: 20. Juni 2013 

Ort der Sitzung: Rathaus - Ratssaal 

Begipn der Sitzung: 18.00 Uhr 

TAGESORDNUNG (Beratungspunkte) der Sitzung: 

A. Öffentliche Sitzung: 

a) 	 Feststellung der Beschlussfahigkeit 
b) 	 Feststellung der fonn- und fristgerechten Ladung sowie Unterrichtung der 

Öffentlichkeit gern. § 23 (l) Geschäftsordnung fiir den Rat und die Ausschüsse der 
Stadt Stolberg (Rhld.) 

c) 	 Beschlussfassung über die. Tagesordnung 

Tagesordnung: 

1) 	 Fragestunde der Einwohner (maximal 30 Minuten) 

2) 	 Fallrevision im Allgemeinen Sozialen Dienst des Jugendamtes Stolberg 
hier: Fortschreibung 

3) 	 Betreuung von Kindern in Tageseinrichtungen und in Kindertagespflege 
hier: Erlass. einer Änderungssatzung der Kinderfordersatzung (Kfs) 

4) 	 Kinderbildungsgesetz - KiBiz 
hier: Auswirkungen Personalbudget in kommunalen Tagesstätten fur Kinder (TfK) 
fur das Kindergartenjahr 2013/2014 

·5) 	 Etat des Jugendamtes für den konsumtiven Haushalt 2014 

6) 	 Projekt "Generation Jugend" in der StädteRegion Aachen -"Ich bin, ich kann, ich 
brauche" 
hier: Sachstandsbericht 

7) 	 Amtsvonnundschaft im Jugendamt Stolberg 
hier: Infonnationsvorlage 

8) 	 Kommunalisierung der Landesmittel 
hier: Zuschussgewährung für freie Träger zur Gestaltung der offenen Jugendarbeit 



9) 	 Richtlinien zur Förderung der Jugendarbeit 
hier: Allgemeine Förderung der Jugendarbeit 

10) 	 Richtlinien zur Förderung der Jugendarbeit 
hier: Betriebskostenzuschüsse für Jugendeinrichtungen 

11) 	 Anfragen / Mitteilungen der Verwaltung 

B) Nichtöffentliche Sitzung 

1) 	 Vorschläge zur Wahl. von Jugendschöffinnen und Jugendschöffen für die 
Geschäftsj ahre 2014 bis 2018 

2) 	 Anfragen / Mitteilungen der Verwaltung 

( hn) 

orsitzender Jugendhilfeausschuss 




Kupferstadt Stolberg (Rhld.) 	 X öffentlich nicht öffentlich 

I Datum 
23.05.2013 

VORLAGE 
Für die Sitzung des Jugendhilfeausschusses JHAIam 	 20.06.2013 
Tagesordnungspunkt Nr. 02 
Betreff: 	 Fallrevision im Allgemeinen Sozialen HADienst des Jugendamtes Stolberg 

hier: Fortschreibung 

Rat 
a 


Der Jugendhilfeausschuss nimmt die Ausführungen der Verwaltung zur erfolgreichen Arbeit 
der Fallrevision im Allgemeinen Sozialen Dienst zustimmend zur Kenntnis und spricht an 
Hauptausschuss und Rat die Empfehlung aus, die Stelle der Revisionsfachkraft beim 
Jugendamt der Stadt Stolberg im Stellenplan 2014 als unbefristete Stelle einzurichten. 

b) Sachverhalt: 

Der Rat der Stadt Stolberg hat auf Empfehlung des Jugendhilfeausschusses mit Beschluss vom 
28.02.2012 zunächst befristet bis zum 31.05.2014 eine Revisionsfachstelle für den Allgemeinen 
Sozialen Dienst eingerichtet. 
Am 29.11.2012 wurde dem Jugendhilfeausschuss das Konzept und eine Zwischenauswertung der 
Revisionsarbeit vorgestellt. 

Zu den im letzten Zwischenbericht erfolgreich zurückgeführten sechs Kindern und Jugendlichen 
sind seitdem zwölf weitere hinzugekommen. Nach Fallanalyse und kollegialer Fachberatung ist 
die Aufnahme weiterer sieben Kinder I Jugendlichen in die Revisionsarbeit vorgesehen. 

Anzahl der Rückführungen nach Altersgruppen 
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Die Revisionsarbeit mit den Kindern/Jugendlichen, deren Herkunftsfamilie und der Einrichtung 
erfolgt in drei Phasen (ein kurzer Abriss der Phaseninhalte ist zur Veranschaulichung in der 
folgenden Tabelle aufgeführt). 

Vorbereitungsphase Hauptphase Stabilisierungsphase 

Besuchskontakte intensivieren Konkrete Regeln und Absprachen Hilfe zur Selbsthilfe 

und begleiten erstellen (ggf mit Verstärkerplänen) 

Regeln und Absprachen der Erziehungsberatung; regelmäßige Rejlexiansgespräche 

Einrichtung auf die elterliche . Familienrituale und ~regeln; mit Eltern und den Jugendlichen; 

Wohnung übertragen Kriseninterventianstraining; 

! (Bettzeiten, Handyzeiten, deeskalierende Kommunikation einüben; I 

Ausgangszeiten etc.) und diese separate Krisenpläne für Wochentage 

I konsequent einfordern; I und Wochenenden erstellen 
. ..... 

Tabelle 1 

In der praktischen Arbeit ergab sich immer wieder die Notwendigkeit, das Revisionskonzept zu 
modifizieren. Es hat sich gezeigt, dass für eine erfolgreiche Stabilisierungsphase nach der 
Zusammenführung der Familie, die Kontinuität der Betreuung durch die Revisionsfachkraft 
maßgeblich ist. Deshalb sind in keinem Fall externe Fachkräfte zusätzlich beauftragt worden. Für 
die Jugendlichen und deren Familien bedeutete dies, die Fortsetzung einer vertrauensvollen 
helfenden Beziehung. 
Die folgende Grafik illustriert die Betreuungsdauer durch die Revisionsfachkraft nach der 
Rückführung der jungen Menschen dar. 

I - investierte Arbeitszeit Fallrevision in Monaten 
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Grafik 2 

Bei der Revisionsarbeit wird von dem Leitgedanken ausgegangen, dass Kinder und Eltern das 
natürliche Bedürfnis und das Recht haben, gemeinsam in einer Familie zu leben. Begrenzt werden 
darf dieses natürliche Recht nur durch die Begründung einer Kindeswohlgefährdung. Um diese zu 
diagnostiziere, bedarf es eines erfahrenen und fachlich gut aufgestellten ASO-Teams. Wenn eine 
außerhäusliche Unterbringung nicht abwendbar ist, muss mit dem Kind / Jugendlichen, den Eltern 
und der stationären Einrichtung zeitlich intensiv und mit einem hohen fachlichen Niveau gearbeitet 
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werden, um dem jungen Menschen und seiner Familie eine Heimkariere zu ersparen. Ziel dieser 
Arbeit ist es vor allem, die Einsichts- und Veränderungsressourcen der Beteiligten zu mobilisieren. 

Die folgende Grafik verdeutlicht, wie wichtig es ist, die Revisionsarbeit schon bei der Unterbringung 
zu etablieren. Bei den rückgeführten jungen Menschen wäre - trotz der langen Verweildauer ­
ohne die Arbeit des Revisionsfachteams eine Rückführung oder Verselbständigung nicht möglich 
gewesen. 
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in stationären Einrichtungen bis zum Beginn der 
Revisionsarbeit 
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Grafik 3 

Durch das Revisionsfachcontrolling werden durch die intensivere Fachberatung der Kolleginnen 
sowohl die außerhäuslichen Unterbringungen von Kindern und Jugendlichen zahlenmäßig 
reduziert, wie auch die Unterbringungsdauer in Heimen von Kindern und Jugendlichen deutlich 
verkürzt. 
Die zusätzliche Arbeit der Revisionsfachkraft ermöglicht, mindestens 20 % der Unterbringungen 
gänzlich zu vermeiden und die Unterbringungsdauer um 30 - 50 % zu verkürzen. 
Die in der jeweiligen ersten Hilfeplanung prognostizierte Unterbringungsdauer konnte durch die 
Revisionsarbeit durchschnittlich um mehr als 50 % unterschritten werden. Die folgende Tabelle 
verdeutlicht, dass die qualitativ hohe, am Kindeswohl orientierte Revisionsarbeit auch enorme 
mOlJetäre Einsparungen mit sich bringt. 

Kindl 

Jugendlicher: 

1. Weiblich 

2. Weiblich 

3. Männlich 

4. Weiblich 

17 

18 

14 

15 

zum{z~lt~~nkt;i4e~ dei:i~rsten 

Hilf~;pl~:h~~gm;:;··Jah~~IDl 

5 

3 

5 

7 

monatliche 

Heimkosten 

Ersparnisse in €: 

2 5.743,75 

1,7 4.032,75 

2,5 5.457,16 

3 8.148,83 
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Kind/ 

Jugendlicher: 

Alter in 

Jahren 

prognpitizierte v ..... 11".
~~.u 

zJ!m~~~iiprrJEt.tCl~r der'erßten 

Hilfeplanung (iri'J;Fren): 

DI'm):BII1iD1lt§itllll 
fllJ6'_""""";'-/,;}'; , 

monatliche 

Heimkosten 

Ersparnisse in €: 

5. Männlich 13 8 2,5 5.430,70 

6. Männlich 11 10 4,9 4.809,86 

7. Weiblich 16 4 1 4.733,82 

8. Männlich 16 7 5 7.302,69 

9. Weiblich 15 8 2,5 9.651,44 

10. Männlich 14 7 2,3 4.562,64 

11. 
Männlich 20 11 

(bis zum 27 lebensalter) 

3,3 5.497,08 

12. lVlännlich 15 5 2 5.655,15 

13. Männlich 4 3 1 4.394,00 

14. Weiblich 17 4,2 3,1 6.411,56 

15. Männlich 13 6 1,3 6.576,44 

16. Weiblich 15 6 2,2 4.562,64 

17. Weiblich 17 9 8,4 4.431,81 

18. Weiblich 8 4 1,3 4.608,19 

Tabelle 2 102.010,51 € 

Fazit: Qualität hilft Kosten sparen 

Eine erfahrene und fachlich versierte Revisionsfachkraft ist für eine qualitative und im Sinne des 
Bundeskinderschutzgesetzes präventive Familienarbeit unverzichtbar. 

Revisionsarbeit fängt bei der kollegialen Beratung einer optionalen stationären Maßnahme an. 
Mit der Unterbringung muss die Fachkraft in die Arbeit mit der Familie und der Einrichtung 
eingebunden werden, um auf der Zeitschiene eine Planung für eine Rückführung zu erarbeiten. 
Perspektivisch wird daran gearbeitet, durch die Aufarbeitung der "Altfälle" die zeitlichen 
Ressourcen der Revisionsfachkraft immer mehr präventiv als nur reaktiv einzusetzen. Hierzu 
gehören auch die qualitativ passgenaue Suche und der Einsatz von ambulanten Fachkräften für 
die jeweilige Familie und deren individuelle Herausforderungen. 

Ein erfreulicher Nebeneffekt ist, dass die gesetzten hohen fachlichen Standards in der HIlfeplanung 
erheblich zur Kostenreduzierung beitragen. 

c) Rechtslage: 

§ 36 SGB VIII iV. mit § 37 SGB VIII 
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d) Finanzielle Auswirkungen 

Personalkosten für die Revisionsstelle ca. jährlich 54.000 €; 

im Gegenzug Einsparungen bei PSP 1.36.03.16 Heimerziehung, betreute Wohnform, 

SK.5332000. 


e) Personelle Auswirkung: 

Einrichtung einer unbefristeten Stelle einer pädagogischen Revisionsfachkraft im ASO ab 
dem 01.06.2014 und entsprechende Berücksichtigung im Stellenplan der Stadt Stolberg. 

i.A. 
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Stadt Stolberg (Rhld.) X öffentlich nicht öffentlich 

D_a_,u_m_'__~___l·_D_ruc_k_sa_ch_e:_N_L__--'I_16.05.2013. . 

VORLAGE 
Für die Sitzung des Jugendhilfeausschusses JHAIam 20.06.2013· 
Tagesordnungspunkt Nr. 3 
B~treff: . Betreuung von Kinde"rn in Tagesein- HA

I richtungen und in Kindertagespflege
I f

hier: Erlass einer Änderungssatzung der 
Kinderfördersatzung (Kfs) Rat 

a) Beschlussvorschlag: 

Der Jugendhilfeausschuss empfiehlt Hauptausschuss und. Rat die beigefügte 
Änderungssatzung vom (Datum Unterzeichnung) zur Satzung der Stadt Stolberg (Rhld.) über 

• die Inanspruchnahme von Angeboten in der Kindertagespflege und die Erhebung von 
Eltern beiträgen im Rahmen' der Inanspruchnahme von Angeboten in 
Kindert~geseinrichtungen und in Kindertagespflege -Kinderfördersatzung (Kfs)- vom 
28.05.2008 in der Fassung der Änderungssatzung vom 24.01.2012 zu beschließen 

b) Sachverhalt: 

Zum 01.08.2013 tritt eine Neufassung des § 24 SGB VIII in Krpft. 

In der ab dem 01.August 2013 gültigen Fassung des § 24 SGB VIII ist der Anspruch auf 
, Förderung in Tageseinrichtung und Tagespflege neu geregelt. . 

Ab diesem Zeitpunkt hatein Kind, das das erste Lebensjahr volIEmdet hat, bis zur Vollendung des 
dritten Lebensjahres Anspruch auf frühkindliche Förderung in eine Tageseinrichtungoder in 
Kindertagespflege. Ein Kind, das das erste Lebensjahr noch nicht vollendet hat ist in einer 

. Einrichtung oder in Kindertagespflege zu' fördern, wenn bestimmte Voraussetzungen 
vorliegen ( z. B.'.Erwerbstätigkeit der Erziehungsberechtigten) 

. 

Aus Gründen der Transparenz und. Rechtsklarheit .muss die neue gesetzliche Regelung in die 
Kinderfördersatzung der Stadt Stolberg implementiert werden. 

Die als Anlage beigefügte Änderungssatzung berücksichtigt die Gesetzesänderung. 

c) Rechtslage: 

Pflichtaufgabe gem. SGB VIII und des Kinderbildungsgesetzes.- KiBiz 

. 1 




d) Finanzielle Auswirkungen 

Zurzeit kann noch nicht abgesehen werden, ob sich aufgrund der Gesetzesänderung die 
Anzahl der Betreuungsverträge erhöht. ' , 
Bereits schon in 2012 und in den ersten Monaten 2013 ist ein starker Anstieg der Anzahl der 
Betreuungsverträge bei der Kindertragespflege auf der Grundlage der zurzeit gültigen Gesetze 
erfolgt. 

e) Personelle Auswirkung:' 

Keine 
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3.Änderungssatzung vom(Datum der 
Unterschrift)Satzung 

der Satzung der Stadt Stolberg (Rhld.) über die Inanspruchnahme von Angeboten in der 
Kindertagespflege und die Erhebung von Elternbeiträgen im Rahmen der Inanspruchnahme 
von Angeboten in Kindertageseinrichtungen und in Kindertagespflege -Kinderfördersatzung ­
(Kfs) vom 28.05.2008 in der Fassung der Änderungssatzung vom 24.01.2012 

Präambel 

Der Landesgesetzgeber hat in dem Gesetz zur frühen Bildung und Förderung von Kindern 
(Kinderbildungsgesetz -KiBiz-) die Betreuung von Kindern in Tageseinrichtungen und in 
Kindertagespflege unter den Aspekten Erziehung, Bildung, Vereinbarkeit von Familie und Beruf und 
qualitativer Gleichwertigkeit der Betreuungsangebote landesrechtlich zusammengefasst. 

Die Jugendämter der Städte Alsdorf, Eschweiler, Herzogenrath, Stolberg und Würselen haben das 
gemeinsame Ziel, die Förderung von Kindern in Kindertageseinrichtungen und in Kindertagespflege 
nach einheitlichen Maßstäben abzuwickeln. Dies dient der Rechtssicherheit, Transparenz und 
Akzeptanz für die Familien in der Städteregion Aachen. 

Vor diesem Hintergrund und aufgrund der §§ 7 und 41 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein­
Westfalen (GO NRW) in der Fassung der Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV. NRW S. 666SGV. 
NRW S. 2023) zuletzt geändert durch das Gesetz vom 24.05.2011 (GV. NRW S. 271) i.V. mit §§ 23, 
24 90 SGB VIII des Achten Sozialgesetzbuch, neugefasst durch Bekanntmachung vom 14.12.2006 
(BGBL I S. 3134). zuletzt geändert durch Gesetz vom 22.12.2011 (BGBI I S. 2975, sowie der §§ 4,17 
und 23 des Gesetzes zur frühen Bildung und Föderung von Kindern (Kinderbildungsgesetz -KiBiz) 
vom 30.10.2007(GV NRW S. 462) zuletzt geändert durch Gesetz vom 13.11.2012 (GV NRW S. 510) 
hat der Rat der Stadt Stolberg (Rhld. Am (Datum der Ratssitzung) nachfolgende 3. Änderungssatzung 
beschlossen. 

§1 

Änderung der Kinderfördersatzung (Kfs) 

Die Satzung der Stadt Stolberg (Rhld.) über die Inanspruchnahme von Angeboten in der 
Kindertagespflege und die Erhebung von Elternbeiträgen im Rahmen der Inanspruchnahme 
von Angeboten in Kindertageseinrichtungen und in Kindertagespflege - Kinderfördersatzung 
(Kfs) vom 28.05.2008 in der Fassung der Änderungssatzung vom 24.01.2012 wird wie folgt 
geändert: 
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1. § 1 Abs. 1 Satz 2 entfällt. 

§ 4 Abs 1 wird wie folgt geändert: 

Alt: Die Inanspruchnahme von Kindertagespflege für Kinder im Alter unter drei Jahren 
und im schulpflichtigen Alter orientiert sich an den Vorgaben des § 24 Abs. 2 und 3 
SGB VIII. 

Neu: Die Inanspruchnahme von Kindertagespflege für Kinder, die das erste Lebensjahr 
noch nicht vollendet haben, orientiert sich an den Vorgaben des § 24 Abs. 1 SGB VIII. 

3. § 4 Abs. 2 wird wie folgt geändert: 

Alt: 	 Für Kinder von drei Jahren bis zum Beginn der Schulpflicht findet Abs. 1 entsprechend 
Anwendung, soweit im Rahmen des Rechtsanspruchs auf einen Kindergartenplatz nach den 
örtlichen Verhältnissen keine bedarfsgerechte Betreuung in einer Tageseinrichtung 
angeboten werden kann. Zur Abdeckung des Betreuungsbedarfs kommt auch eine 
Kombination von Betreuungsangeboten in Kindertageseinrichtungen und in Kindertages­
Pflege in Betracht. 

Neu: 	 Für Kinder von einem Jahr bis zum Beginn der Schulpflicht findet Abs. 1 entsprechend 
Anwendung, soweit im Rahmen des Rechtsanspruchs auf einen Betreuungsplatz 
nach den örtlichen Verhältnissen keine bedarfsgerechte Betreuung in einer Tageseinrichtung 
angeboten werden kann. Zur Abdeckung des Betreuungsbedarfs kommt auch 
eine Kombination von Betreuungsangeboten in Kindertageseinrichtungen und in 
Kindertagespflege in Betracht. 

§2 

Inkrafttreten 

Diese Satzung tritt am 01.08.2013 in Kraft 



Satzung 


Satzung der Stadt Stolberg (Rhld.) über die Inanspruchnahme von Angeboten in der 
Kindertagespflege und die Erhebung von Elternbeiträgen im Rahmen der 
Inanspruchnahme von Angeboten in Kindertageseinrichtungen und in 
Kindertagespflege -Kinderfördersatzung -(Kfs) vom 28.05.2008 in der Fassung der 
Änderungssatzung vom (Datum der Ratssitzung) 

Präambel 

Der Landesgesetzgeber hat in dem Gesetz zur frühen Bildung und Förderung von Kindern 
(Kinderbildungsgesetz -KiBiz-) die Betreuung von Kindern in Tageseinrichtungen und in 
Kindertagespflege unter den Aspekten Erziehung, Bildung, Vereinbarkeit von Familie und 
Beruf und qualitativer Gleichwertigkeit der Betreuungsangebote landesrechtlich 
zusammengefasst. 

Die Jugendämter der Städte Alsdorf, Eschweiler, Herzogenrath, Stolberg und Würselen haben 
das gemeinsame Ziel, die Förderung von Kindern in Kindertageseinrichtungen und in 
Kindertagespflege nach einheitlichen Maßstäben abzuwickeln. Dies dient der 
Rechtssicherheit, Transparenz und Akzeptanz für die Familien in der Städteregion Aachen. 

I. Allgemeiner Teil 

§ 1 Sachlicher Geltungsbereich 

(1) Die Satzung gilt für die Inanspruchnahme und Ausgestaltung von Betreuungsangeboten in 
der Kindertagespflege im Sinne der §§ 23 und 24 SGB VIII. Für Kindertagespflege im 
Rahmen erzieherischer Hilfen nach den §§ 27 - 34 SGB VIII -Teilzeitpflege- sowie für 
ausschließlich privat finanzierte Kindertagespflege gilt diese Satzung nicht. 

(2) Die 	 Satzung regelt die Kostenbeteiligung der Eltern für die Inanspruchnahme von 
Angeboten in Kindertageseinrichtungen und in Kindertagespflege. 

§ 2 Örtlicher Geltungsbereich 

(1) Die Satzung gilt für Kinder, die in Nordrhein-Westfalen ihren gewöhnlichen Aufenthalt 
haben und die ein Betreuungsangebot im Bereich des Jugendamtes Stolberg (Rhld.) als 
örtlicher Träger der öffentlichen Jugendhilfe (Jugendamtsbereich) in Anspruch nehnlen. 

(2) Die Förderung in Kindertagespflege setzt voraus, dass die Tagespflegeperson und das 
Kind seinen/ihren gewöhnlichen Aufenthalt im Jugendamtsbereich haben. 
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(3) 	 Hat das Kind in einem anderen Jugendamtsbereich seinen gewöhnlichen Aufenthalt als 
die Tagespflegeperson und ist eine Betreuung bei dieser Tagespflegeperson erforderlich, 
erfolgt die Finanzierung durch das Jugendamt, in dessen Bereich das Kind seinen 
gewöhnlichen Aufenthalt hat. Die Regelungen zur Zuständigkeit und Kostenerstattung 
nach dem SGB VIII bleiben unberührt. 

§ 3 Begriffsbestimmung 

(l) Die Fördenmg in Kindertagespflege umfasst 

o 	 die Vermittlung des Kindes zu einer geeigneten Tagespflegeperson, 
o 	 die Beratung, Begleitung und weitere Qualifizierung der Tagespflegeperson, 
o 	 sowie die Gewährung einer laufenden Geldleistung an die Tagespflegeperson. 

(2) Die nähere Ausgestaltung ist § 4 KiBiz zu entnehmen. 

(3) Kindertageseinrichtung 	 im Sinne der Satzung ist eine Einrichtung, die die Voraus­
setzungen des § 18 KiBiz in Verbindung mit § 45 SGB VIII erfüllt. 

11. Förderung in Kindertagespflege 

§ 4 Individuelle Bedarfskriterien 

(1) Die Inanspruchnahme von Kindertagespflege für Kinder, die das erste Lebensjahr noch 
nicht vollendet haben, orientiert sich an den Vorgaben des § 24 Abs. 1 SGB VIII. 

(2) Für Kinder von einem 	 Jahr bis zum Beginn der Schulpflicht findet Abs. 1 entsprechend 
Anwendung, soweit im Rahmen des Rechtsanspruchs auf einen Betreuungsplatz nach den 
örtlichen Verhältnissen keine bedarfsgerechte Betreuung in einer Tageseinrichtung 
angeboten werden kann. Zur Abdeckung des Betreuungsbedarfs kommt auch eine 
Kombination von Betreuungsangeboten in Kindeliageseinrichtungen und 111 

Kindertagespflege in Betracht. 

§ 5 Allgemeine Bedarfskriterien 

(1) 	Die individuelle durchschnittliche wöchentliche Betreuungszeit beträgt mehr als 15 
Stunden und ist rur einen Zeitraum von mehr als drei Monaten erforderlich. 

(2) Abweichend von Absatz 1 beträgt die Mindestbetreuungszeit bei der Kombination von 
Betreuungsangeboten im Sinne von § 4 Abs. 2 durchschnittlich 10 Stunden/Woche. 

(3) Eine Eingewöhnungsphase von bis zu einem Monat kann berücksichtigt werden. 
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§ 6 VerwaItungsverfahren 

Stellt das Jugendamt oder der mit der Aufgabenwahrnehmung betraute freie Träger der 
Jugendhilfe den Betreuungsbedarf im Sinne der § § 4 und 5 fest, so trägt es die Kosten der im 
Einzelfall notwendigen Kindertagespflege -naeh vorheriger Vermittlung- nach Maßgabe der 
§§8-14a. 

§ 7 Vermittlung 

(1) 	Die Vermittlung geeigneter Tagespflegepersonen im Sinne von § 17 KiBiz erfolgt unter 
Beaehtung des örtlichen Geltungsbereichs (§ 2) durch das Jugendamt oder durch den mit 
der Aufgabenwahrnehmung betrauten freien Träger der Jugendhilfe. 

(2) Es werden nur Tagespflegepersonen vermittelt, die über eine Tagespflegeerlaubnis nach 
§ 43 SGB VIII verfügen, soweit diese erforderlich ist. 

§ 8 Geldleistung 

(1) Die Auszahlung der laufenden Geldleistung im Sinne von § 23 SGB VIII an die 
Tagespflegeperson ist grundsätzlich an die Voraussetzungen des § 22 KiBiz zur 
Inanspruchnahme von Landesmitteln zur Förderung der Kindertagespflege gekoppelt 
Danach kommt eine Auszahlung der laufenden Geldleistung nur unter den nachstehenden 
Voraussetzungen in Betracht: 

1. 	 Kinder bis zum Schuleintritt 
2. 	 Mindestbetreuungsbedarf mehr als 15 Stunden/Woche 
3. 	 Betreuungszeitraum länger als drei Monate 
4. 	 Vermittlung durch das Jugendamt/freier Träger der Jugendhilfe 
5. 	 Tagespflegeperson in der Regel nicht mit dem Kind jeweils bis zum dritten Grad 

verwandt oder verschwägert 

(2) Abs. 1 Nr. 2 findet bei der Inanspruchnahme kombinierter Betreuungsangebote im Sinne 
von § 4 Abs. 2 in Verbindung mit § 5 Abs. 2 keine Anwendung. 

§ 9 Sachaufwand und Anerkennung der Förderleistung 

(1) Auf Antrag der Eltern oder sonstigen Personensorgeberechtigten werden der 
Tagespflegeperson vorbehaltlich der Regelung des § 8 auf der Grundlage des 
durchschnittlich ermittelten Betreuungsbedarfs pauschal die angemessenen Kosten, die ihr 
rur den Sachaufwand entstehen, erstattet und ein Beitrag zur Anerkennung der 
Förderleistung gewährt. 
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(2) Die 	 Höhe der laufenden Geldleistung wird in Abhängigkeit von den geleisteten 
Betreuungsstunden für ganze Monate gem. § 10 kindbezogen ermittelt. 
Bedarfsveränderungen werden zum 01. des Folgemonats wirksam. 

(3) Durch die Pauschalierung ist der gesamte Betreuungsbedarf des Kindes leistungsrechtlich 
abgedeckt. Zeitweise auftretende Über-/Unterschreitungen des Stundenbudgets 
beeinflussen die Höhe der laufenden Geldleistung nicht. 

(4) Beginnt oder endet die Betreuung im Laufe eines Monats, ist die Geldleistung anteilig zu 
kürzen. Dies gilt auch dann, wenn die Tagespflegeperson zur Wahrnehmung der 
Betreuung nicht zur Verfligung steht und für diese Ausfallzeit eine andere 
Betreuungsmöglichkeit finanziert werden muss. 

§ 10 Höhe der Geldleistung gern. § 238GB VIII (8achaufwand und Förderleistung) 

I Wochenstunden Leistungssatz monatlich I
hI über 10 und bis 15 Std.* I . 240 € I 
!2T über 15 und bis 20 Std-.--=r=-_______3_20_€ _______-l1 
[3 	I über 20 und blS25-Stcf ,.. 400 € 

i".4T~--·-..·.. gb.. er 25 und bis 3.O..Std. 11..._ 4c-::8c-:-0.......,€:-----· ·~~------jl
I 5-1 __Qber 30 und bis 3~Std. . ____.__.__56_0'-€______-I1 
l§..L~ über 35 und bis 40 Std. I 640 € . 
I 7 i über 40 Std. . 720 € 

*nur für kombinierte Betreuung in Kindertageseinrichtung und in Kindertagespflege (§ 4 
Abs. 2 ) 

§ 11 Rückzahlungsverpflichtung 

Liegen die Leistungsvoraussetzungen nicht mehr vor, ist die laufende Geldleistung 
einzustellen. Etwaige Überzahlungen hat die Tagespflegeperson zu erstatten. 

§ 12 Unfallversicherung 

(1) Selbständig tätige Tagespflegepersonen sind verpflichtet, sich innerhalb einer Woche nach 
Aufnahme ihrer Tätigkeit bei der Berufsgenossenschaft für Gesundheitsdienst und 
Wohlfahrtspflege anzumelden. 

(2) Der Tagespflegeperson werden auf Antrag monatlich die nachgewiesenen Beiträge zur 
gesetzlichen Unfallversicherung erstattet. 
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§ 13 Aufwendungen zur Alterssicherung 

(1) 	Der Tagespflegeperson werden auf schriftlichen Antrag die nachgewiesenen hälftigen 
Aufwendungen zu einer angemessenen Alterssicherung erstattet. 

(2) Erstattungsfähig sind die nachgewiesenen hälftigen Aufwendungen für eine Versicherung 
in der gesetzlichen Rentenversicherung, soweit Versicherungspflicht aufgrund der 
Tätigkeit in der Kindertagespflege besteht. 

(3) Liegen die Voraussetzungen des Abs. 2 nicht vor, sind die nachgewiesenen hälftigen 
Aufwendungen für Altersvorsorgeverträge nach dem Gesetz über die Zertifizierung von 
Altersvorsorgeverträgen (Altersvorsorgeverträge-Zertifizierungsgesetz -AltZertG-) bis 
zur Höhe des Mindestbeitrages in der gesetzlichen Rentenversicherung erstattungsfähig. 

§ 13 a Aufwendungen zur Kranken- und Pflegeversicherung 

(1) Der Tagespflegeperson werden auf schriftlichen Antrag die nachgewiesenen hälftigen 
Aufwendungen zu einer angemessenen Kranken- und Pflegeversicherung erstattet. 

(2) Erstattungsfähig sind 

- die nachgewiesenen hälftigen Aufwendungen zur freiwilligen Versicherung in der 

gesetzlichen Kranken- und Pflegeversicherung laut Beitragsrechnung, soweit die 

Einkünfte aus der Tagespflege die selbständige Versicherungspflicht auslösen, 

bzw. 


die nachgewiesenen hälftigen Aufwendungen zur privaten Kranken- und 
Pflegeversicherung fur die Tagespflegeperson bis zur Höhe des Mindestbeitrages der 
gesetzlichen Kassen. 

(3) Nicht erstattungsfähig sind Aufwendungen 

- zur privaten Kranken- und Pflegeversicherung von Familienmitgliedern der 
Tagespflegeperson, 

für Zusatzversicherungen (insbesondere Auslandskrankenversicherungen, 
Zahnzusatzversicherungen, Einzelzimmerzuschlag), 
oder 
- soweit die Tagespflege nicht ursächlich für die Versicherung ist (insbesondere bei 
sonstigen Einkünften wie Unterhaltsleistungen und einer weiteren Berufstätigkeit). 

§ 14 Zahlweg 

Die Auszahlung der laufenden Geldleistung erfolgt monatlich nachträglich unmittelbar an die 
Tagesptlegeperson. 
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§ 14 a Verwendungs nachweis 

Cl) Die Verwendung der nach dieser Satzung gewährten Geldleistungen ist dem Jugendamt 
nach Aufforderung nachzuweisen. 

(2) Bei der Ermittlung der Angemessenheit der Aufwendungen im Sinne der 	§§ 12 13 a 
erfolgt keine Differenzierung nach privat oder öffentlich finanzierter Kindertagespflege. 

III. Elternbeiträge und Elternbeitragfreiheit 

§ 15 Beitragspflichtige 

Cl) Die Stadt Stolberg (Rbld.) erhebt von den Eltern entsprechend ihrer wirtschaftlichen 
Leistungsfähigkeit monatlich öffentlich-rechtliche Beiträge zu den Kosten der Kinder­
tagesbetreuung (Kindertageseinrichtungen, Kindertagespflege) im Sinne des 
Kinderbildungsgesetzes in ihrem Zuständigkeitsbereich als örtlicher Träger der 
öffentlichen Jugendhilfe. Die Eltern haften als Gesamtschuldner. 

(2) Lebt das Kind nur mit einem Elternteil zusammen, so tritt dieser an die Stelle der Eltern. 

(3) Die Höhe der Elternbeiträge ergibt sich aus der Anlage zu dieser Satzung. 

§ 16 Beitragszeitraum 

(1) Grundlage für die Beitragserhebung ist der zwischen den Eltern und dem Träger der 
Kindertageseinrichtung geschlossene Betreuungsvertrag. Bei der Inanspruchnahme eines 
Angebotes in der Kindertagespflege entspricht der Beitragszeitraum dem Zeitraum der 
Auszahlung der laufenden Geldleistung an die Tagespflegeperson. 

(2) Die 	 Beitragspflicht wird durch Schließungszeiten der Kindertageseinrichtung nicht 
berührt. 

(3) Der Elternbeitrag ist für volle Kalendermonate zu entrichten. Dies gilt auch dann, wenn 
die Betreuung im Verlaufe eines Monats beginnt oder endet. 

§ 17 Beitragsbefreiungen 

(1) Die Inanspruchnahme von Angeboten in Kindertageseinrichtungen oder Kindertages­
pflege durch Kinder, die am Ol.August des Folgejahres schulpflichtig werden, ist in dem 
Kindergartenjahr, das der Einschulung vorausgeht, beitragsfrei. 
Abweichend von Satz 1 ist für Kinder, die ab dem Schuljahr 2012/2013 vorzeitig in die 
Schule aufgenommen werden, die Inanspruchnahme von Angeboten in 
Kindertageseinrichtungen oder Kindertagespflege ab dem der verbindlichen Anmeldung 
zum 15.1 1. folgenden Monat für maximal 12 Monate beitragsfrei. 

(2) Besuchen mehr als ein Kind einer Familie oder von Personen, die nach § 15 Abs. 2 an die 
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Stelle der Eltern treten, gleichzeitig eine Kindertageseinrichtung oder nehmen ein 
Betreuungsangebot in der Kindertagespflege in Anspruch, so entfallen die Beiträge fUr das 
zweite und jedes weitere Kind. 

(3) Ergeben sich ohne die Beitragsbefreiung nach Absatz 2 unterschiedlich hohe Beiträge, so 
ist der höchste Beitrag zu zahlen. 
Das in Absatz I erfasste Kind gilt als das mit dem höchsten Beitrag erfasste Kind. 

(4) Von Beziehern von Leistungen zur Sicherstellung des Lebensunterhalts nach dem SGB 1I, 
SGB XII und dem Asylbewerberleistungsgesetz wird kein Beitrag erhoben. 

(5) Für den Besuch einer Kindertageseinrichtung bei ergänzender Inanspruchnahme eines 
Angebotes in der Kindertagespflege (kombinierte Betreuung) wird insgesamt ein Beitrag 
auf der Grundlage des Stundenbudgets 45 erhoben. 

§ 18 Belegpflicht 

(1) Bei der Aufnahme und danach auf Verlangen haben die Eltern dem Jugendamt schriftlich 
anzugeben und nachzuweisen, welche Einkommensgruppe gemäß der Anlage zu § 15 
Abs. 3 ihren Elternbeiträgen zu Grunde zu legen ist. 

(2) Ohne Angaben zur Einkommenshöhe oder ohne den geforderten Nachweis ist der höchste 
Elternbeitrag zu leisten. 

§ 19 Einkommen 

(l) Einkommen im Sinne dieser Satzung ist die Summe der positiven Einkünfte der Eltern im 
Sinne des § 2 Abs. 1 und 2 des Einkommenssteuergesetzes sowie ausländische Einkünfte. 
Ein Ausgleich mit Verlusten aus anderen Einkunftsarten und mit Verlusten des zusammen 
veranlagten Ehegatten ist nicht zulässig. Dem Einkommen im Sinne des Satzes 1 sind 
steuerfreie Einkünfte, Unterhaltsleistungen sowie die zur Deckung des Lebensunterhaltes 
bestimmten öffentlichen Leistungen für die Eltern und das Kind, fUr das der Elternbeitrag 
gezahlt wird, hinzuzurechnen. Das Kindergeld nach dem Bundeskindergeldgesetz und ent­
sprechenden Vorschriften ist nicht hinzuzurechnen. Das Elterngeld nach dem 
Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetz (BEEG) bleibt nach Maßgabe des § 10 BEEG bis 
zu einer Höhe von 300,00 € bzw. 150,00 € unberücksichtigt. Bezieht ein Elternteil 
Einkünfte aus einem Beschäftigungsverhältnis oder auf Grund der Ausübung eines 
Mandats und steht ihm auf Grund dessen fUr den Fall des Ausscheidens eine 
lebenslängliche Versorgung oder an deren Stelle eine Abfindung zu oder ist er in der 
gesetzlichen Rentenversicherung nachzuversichern, dann ist dem nach diesem Absatz 
ermittelten Einkommen ein Betrag von 10 v. H. der Einkünfte aus diesem 
Beschäftigungsverhältnis oder auf Grund der Ausübung des Mandats hinzuzurechnen. 

(2) Für das dritte und jedes weitere Kind sind Freibeträge von dem nach Absatz 1 ermittelten 
Einkommen abzuziehen. Die Freibeträge orientieren sich an den in § 32 Abs. 6 EStG 
hinterlegten Beträgen. Die Eltern werden dem in § 32 Abs. 6 Satz 2 EStG erfassten 
Personenkreis gleichgestellt. Berücksichtigungsfähig sind Kinder, für die nach Steuerrecht 
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dem Grunde nach Kinderfreibeträge geltend gemacht werden können. Die 
Beitragspflichtigen haben die Berücksichtigungsfahigkeit ihrer Kinder in geeigneter Form 
glaubhaft zu machen. 

(3) Maßgebend ist das Einkommen des gesamten Kalenderjahres, für das der Eltembeitrag 
festgesetzt werden solL Es gilt das Jährlichkeitsprinzip. Soweit das Jahreseinkommen im 
Sinne des Satzes 1 nicht fest steht, ist der Elternbeitrag vorläufig festzusetzen. Hierbei ist 

hilfsweise auf das Jahreseinkommen des vorangegangenen Kalenderjahres oder auf das 
zu erwartende Jahreseinkommen abzustellen. 

(4) Änderungen 	 der Einkommensverhältnisse, die zur Zugrundelegung emer höheren 
Einkommensgruppe führen können, sind unverzüglich anzugeben. 

§ 20 Fälligkeit 

(1) Der Elternbeitrag ist jeweils bis zum 01. des Monats im Voraus zu entrichten. 

(2) Die Fälligkeit für Beitragsnachforderungen beträgt 30 Tage nach Bescheiderteilung. 

(3) Abweichend von Absatz 2 kann die Fälligkeit je nach Lage des Einzelfalls bis zu einem 
Zeitraum von drei Monaten verlängert werden. 

Inkrafttreten 

Diese Satzung tritt am 01.08.2013 in Kraft. 
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Anlage 
zur Satzung der Stadt Stolberg (Rhld.) über die Inanspruchnahme von Angeboten in 
der Kindertagespflege und der Erhebung von Elternbeiträgen im Rahmen der 
Inanspruchnahme von Angeboten in Kindertageseinrichtungen und in 
Kindertagespflege -Kinderfördersatzung- (Kfs) 

Elternbeitragstabelle 01.08.2008 

Ibis 62.000 00 € 


bis 73.000 00 € 


. über 73. 00 € 


- € - € - € 

2600€ 2800 € 5000 € 

4300€ 4700€ 82,00 € 

7100 € 7800 € 

111 00 € 12300 € 

146,00 € 16200 € 275,00 € 

189 21000 € OO€ 



Stadt Stolberg (Rhld.) X öffentlich 	 nicht öffentlich 

IDatum 
. 21.05.2013 

VORLAGE 
Für die Sitzung des Jugendhilfeausschusses 

am 20.06.2013 
Tagesordnungspunkt Nr. 4­
Betreff: Kinderbildungsgesetz - KiBiz 

1) 	 hier: Auswirkungen Personalbudget in kommunalen 
Tagesstätten für Kinder (TfK) für das Kindergartenjahr 
2013/2014 

JHA 

HA 

RAT 


a} Beschlussvorschlag: 

Der JHA nimmt die Sachdarstellung der Verwaltung zustimmend zur 
Kenntnis und verweist die Sachdarstellung zum Personalkonzept der 
kommunalen Kindertagestätten für das Kindertagesstättenjahr 2013/2014 
wegen der grundsätzlichen Bedeutung an HA und Rat. 

ru Sachverhalt: 

Auf Empfehlung des Jugendhilfeausschusses in seiner Sitzung am 14.03.2013 
haben Hauptausschuss und Rat der Stadt Stolberg in I hren Sitzungen vom 
19.03.2013 die Meldung von Gruppen- und Betreuungsformen für das Kita-Jahr 
2013/2014 und die daraus folgenden Auswirkungen für den kommunalen Haushalt 
beschlossen. 

Gemäß der vorliegenden Beschlüsse hat die Verwaltung auf der Grundlage der 
Bedarfserhebung im Rahmen des Kindertagesstättenbetreuungsplanes sowie der 
abgeschlossenen Betreuungsverträge den Bedarf an Kinderbetreuungsplätzen in 
Stolberg für das Kindergartenjahr 2013/2014 dem Land Nordrhein Westfalen gem. § 
19 ff KiBiz zum 15.03.2013 gemeldet. 

Insgesamt wurden dem Land für Stolberg nach dem aktuell vorliegenden 
Betreuungsbedarf 1800 Kindertagesstättenplätze zur Bezuschussung gemeldet, 
davon 1490 Regelplätze für Kinder in der Altersgruppe von 3 - 6 Jahren zur 
Sicherstellung des allgemeinen Rechtsanspruches für diese Altersgruppe. Darüber 
hinaus stehen in den Stolberger Tageseinrichtungen 310 Plätze für Kinder ab dem 1. 
Lebensjahr zur Verfügung, die ab dem 01. August 2013 einen Rechtsanspruch auf 
einen Betreuungsplatz haben. 
Des Weiteren werden insgesamt 77 Plätze (davon 7 in Einzelintegration) durch 
Kinder mit besonderem Förderbedarf belegt sein (integrative Plätze). 



Personalentwicklung für den Bereich der kommunalen Kindertagesstätten 

Wie erwartet haben sich inzwischen die Gruppenbetreuungsformen und 
Angebotszeiten in den kommunalen Kindertagesstätten etabliert. 

Für den Bereich der kommunalen Kindertagesstätten ist gemäß den gemeldeten 
Gruppen- und Betreuungsformen nachfolgender pädagogischer Personalbedarf für 
die19 städtischen Tageseinrichtungen für Kinder erforderlich: 

Personalstunden städtische Ta 
~~-.----,-~--~ 

FK 
Kita/FamZ 2012 

97,1 

Gesamtdifferenz: minus 13,7 Erganzungskraftstunden im KiTa-Jahr 2013/2014 

Wie aus der Tabelle hervorgeht, verringert sich die Anzahl der Stunden für 
Ergänzungskräfte um 40,5Std., während die Anzahl der erforderlichen 
Fachkraftstunden um 26,8 Std. zunimmt. Dies begründet sich überwiegend mit der 
Zunahme der Betreuungsplätze für unterdreijährige Kinder. Für U3 Gruppen gilt nach 
wie vor das sogenannte Fachkräftegebot. 
Unter Berücksichtigung der, bis Ende des Jahres 2014 verlängerten, geltenden 
Übergangsregelung zum Einsatz von Ergänzungskräften in der Gruppenform I/li 
(§19 Personalvereinbarung KiBiz) können Fachkraftstunden mit 
Ergänzungskraftstunden ausgeglichen werden. 



Die erforderlichen Personalstunden im Fachkraftbereich (siehe Tabelle) werden über 
Stundenkontingente aus dem Ergänzungskraftstundenbudget ausgeglichen. 

Darüber hinaus gehende überzählige Ergänzungskraftstunden (13,7Std.) werden 
durch zum 31.07.2013 endende, befristete Arbeitszeiterhöhungen von 
teilzeitbeschäftigten Ergänzungskräften kompensiert. 

Hierbei freiwerdende Personalkapazitäten stehen anschließend für den Einsatz bei 
zusätzlichen Ergänzungskraftstunden nach § 21 KiBiz zur Verfügung. Nach 
Abschluss und Auswertung der Rückmeldungen aus den Kindertagesstätten über 
entsprechende Betreuungsverträge, können hier, für die Stadt Stolberg 
kostenneutral, zur Betreuung von Kindern unter drei Jahren weitere 
Ergänzungskraftstunden zugebucht werden. 

c) Rechtslage: 
Gesetz zur frühen Bildung und Förderung von Kindern (Kinderbildungsgesetz -
KiBiz) 
Viertes Gesetz zur Ausführung des Kinder- und Jugendhilfegesetzes - SGB VIII ­
Kinderförderungsgesetz 
Kommunaler Jugendhilfeplan, Teilplan 2 "Frühe Bildung, Erziehung und Betreuung 
von Kindern in Stolberg" 

d) Finanzierung: 
Gesetz zur frühen Bildung und Förderung von Kindern (Kinderbildungsgesetz -
KiBiz) 
Viertes Gesetz zur Ausführung des Kinder- und Jugendhilfegesetzes - SGB VIII 
Gesamtkosten 

Im Auftrag 



Stadt Stolberg (Rhld.) X öffentlich nicht öffentlich 

a) Beschlussvorschlag: 

Der Jugendhilfeausschuss erkennt die Notwendigkeit der im Sachverhalt 
begründeten und zur Etatisierung vorgeschlagenen Ansätze im konsumtiven 
Bereich des Jugendamtes für das Haushaltsjahr 2014 an und empfiehlt 
Hauptausschuss und Rat, diesen Etat unter Berücksichtigung der finanziellen 
Gesamtsituation des Haushaltes 2014 zu verwirklichen. 

b) Sachverhalt: 

Dem Jugendhilfeausschuss als Bestandteil des Jugendamtes werden gem. Auflistung in 

Anlage 1 (Aufwendungen), Anlage 2 (KostensteIle) und Anlage 3 (Erträge) die durch das 

Jugendamt angemeldeten Aufwendungen und Erträge im konsumtiven Bereich für das 

Haushaltsjahr 2014 dargelegt. 

Die investiven Mittelanmeldungen für den Haushalt 2014 sind erst Anfang Juni 2013 

vorzunehmen und werden dem Jugendhilfeausschuss in einer separaten Vorlage unterbreitet. 


Die Haushaltsansätze für das Haushaltsjahr 2014 orientieren sich am wirtschaftlichen Handeln 

des Fachamtes, die im Haushaltssanierungsplan beschlossenen Maßnahmen sind umgesetzt. 

Die Ansätze wurden nach bestem Wissen, was im Bereich Jugend wegen unvorhersehbarer 

Entwicklungen immer schwierig ist, ermittelt. 


Die Haushaltsansätze für das Jahr 2014 sind aus Sicht des Fachamtes zur Erfüllung der 

Aufgaben, die sich aufgrund der vielfältigen Anforderungen aus dem SGB VIII sowie dem 

Bundeskinderschutzgesetz ergeben, erforderlich, um den gesetzlichen Anforderungen eines 

Jugendamtes gerecht zu werden. 

Die Ausgewogenheit der Angebote gem. dem Kinder- und Jugendhilfegesetz (SGB VIII) bildet die 

Grundlage für ein kommunales Netzwerk, das Kindern und Jugendlichen sowie Familien die für 

ihre Entwicklungen erforderlichen Hilfen und Angebote in unserer Stadt in ausreichendem Maße 

zur Verfügung stellt. 


/' 

VORLAGE 
Für die Sitzung des 

am 
Tagesordnungspunkt Nr. 
Betreff 

Datum 

29.04.2013 
Drucksache-Nr. 

Jugendhilfeausschusses 

20.06.2013 
S-
Etat des Jugendamtes für den 
konsumtiven Haushalt 2014 

JHAI 
HA 
Rat 



t""'t 
QJ 
b.O 
co-
c: « 




Dez.JFB, Amt: FB 3J51-50/64 Alle Ansätze und Erläuterungstexte wurden auf 
Vollständigkeit und Richtigkeit geprüft: 

Sachbearbeiter: 
Telefon: 

Datum und Unterschrift 

3108 Unterhaltsvorschussleistungen 

Ansatt 
2014 

Ansatt 
2015 

Plandaten für Haushalt 2014 

Ansatt 
2016 

Ansatt 
2017 

ausgegangen, dass die 
I ._-.1 IuVG-Lanlull.ge!ljlesetzl. erhöht werden. 

--:-.,.-,---:-,..:-1 00.000,001 100.000.00 Bel Qeschätzten Einnahmen von 215.000 € sind 7/15 



3601 Förderung von Kindern in TageseinrichtungenlTagespfiege 

Ansatz 
2014 2015 

Plandaten für Haushalt 2014 

2016 
Ansatz 

2017 



3.602 Jugendarbeit 

Ansatz 
2014 2015 

Plandaten für Haushalt 2014 

Ansatz 
2016 

Ansatz 
2017 

Erläuterungen 



3603 Sost. Leistungen zur Förderung junger Menschen/Familien 

Plandaten tür Haushalt 2014 

Ansatz 
2014 

Ansatz 
2015 

Ansatz 
2016 

Ansatz 
2017 

Erläuterungen 

war im HHJ 2012 nicht auskömmlich. Dies 
Zusammenhang mit HSP mitgeteilt. Eine 

IPrnanose für das HHJ 2014 gestaltet sich'schwierig, 
Entwicklung im Vorfeld nicht abschätzbar ist. 
ist entspr. des Ergebnisses 2012 der Ansatz in 
von 390.000 € anzusetzen. 



2.014 
Ansatz 

4.000,00 

Plandaten für Haushalt 2014 

Ansatz Ansatz 
2.015 2.016 2017 

HSP-Maßnahme Ne 28 In 2012 mussten 
Maßnahmen eingeleitet werden, so dass das Geld im 

eingespart werden konnte. Rein vorsorglich ist 

l
für 2014 ein Ansatz in Höhe von 4.000€ 


elnZUPlanen, da bei zunehmender SChUlmüd.illkeit und 

gleichzeitiger gesetz!. Schulrechislinderung miteinem 


Hilfebedarf gem. SGB VIII gerechnet werden 



Plandaten für Haushalt 2014 

Ansatz Ansatz 
2015 2016 2017 

1.000,000,00 
satz von 850,OOCl€ war nicht 
so dass für 2014 1.000.000€ beantragt 

. Der Pftegekinderdienst soll stärker ausgebaut 
da Kinder, die inPflegefamilienuntergebracht 

u.a. auch kostengünstiger als 

4,000,00 4,000,00 



Haushalt 2014 

Ansatz Ansatz 
2016 
 2017 


40:000,00 

30.000,00 

Nr. 36 Die für 2012 erwa 
IMehrausqabe (Erhöhung des Ansatzes von 40.000€ 

aus. Vorsorglich werden für 2014 

___1__ 14o.000€ angemeldet. - ---t 
30.000,00 300DD 00 HSP·Maßnahme Nr. :' 



Plandaten für Haushalt 2014 

Ansatz 
2014 

Ansatz 
2015 

Ansatz 
2016 2017 

2013 bereitgestellten 20,000 € für Qual,entw. 
verfrüht eingestellt. Für 2013 sind 4.000 € 

lskömmlich. Durch die Einstellung von einigen neuen 
IMitarbeitern im ASO ist im HHJ 2014 der Betrag in 

von 20.000 € für die Qual.entw.ASD -auch 



3605 Tageseinrichtungen für Kinder 

331.400,00 

Plandaten für Haushalt 2014 

. 1.500 €: ärztl. 

mehr selbst von den 
IMit"rheit.,rn/lr;-nen (ganz oder teilweise) gezahlt 

Anstz bei ca 170 in Kitas Beschäftigten 
, um dem gesetzl. Vorgegebenen Anspruch 

Schulung und Weiterbildung zu genügen. 

Ansatz 
2014 

Ansatz 
2015 

Ansatz 
2016 

Ansatz 
2017 



Ansatz 
2014 2015 

Plandaten für Haushalt 2014 

2016 
Ansatz 
2017 



3606 Einrichtungen der Jugendarbeit 

Plandaten für 2014 

Ansatz Ansatz 
2015 2016 2017 

~--~-~~~-- ~~-~ ~-I 

Im Rahmen der mobilen Jugendarbeit ist es geplant, 
Schutzhütten zu errichten, um 

raumbezoaen informelle Treffpunkte für 

üßOf 500:00lErhöhung erforderlich, da für 4 Jugendtreffs 
Jugendbus Rundfunk-und Fernsehgebühren z.u zahlen 

5318000 



3607 Sonst. Einrichtungen zur Förderungjunger Menschen/Familien 

Ansatz 
2014 

Ansatz 
2015 

15.300,00 

Plandaten für Haushalt 2014 

Ansatz 
2016 

15.300,00 

Ansatz 
2017 

Erläuterungen 

14.600 € 



1.36.05.20, Sachkonto 5318000 

Z 
·<'t,:· , .•...:, ............. 
 :1.. .........•........ "i' ".1:.:/'.".:,il:'· ..•.. ~t1~ät:ie ..;·r;·,:, .... !T.:: ..:.;:'·]: ..... ' .. 

.. , •. t::. .•.•;1""... .....•. ..... , ..•2P12 :1" .: .. '2013,::·:" . .....•.. 2!>~4 ····2qa·S .... 'j. ZQ;~~ · ..·.1. tf""2Q;17 ". .' 
Summe gesamt: 4.741.400 5.380.400 5.870.600 5.958.283 6.046.263 6.136.162 
gesetzt Betriebskostenzuschuss 4.400.000 4.975.000 5.600.000 5.684.000 5.769.260 5.856.000 
Ubernahme Trägeranteil für 166.900 255.400 270.600 274.283 277.003 280.162 
Kita Zauberkiste 12.000 12.000 12.000 12.000 12.000 12.000' 
Kita Mausbach 15.000 15.500 15.000 15.500 15.500 15.700 
Kita Venwegen 16.400 16.400 16.400 16.400 16.400 16.400 
Kita Zwergenburg 14.500 15.000 15.200 15.400 15.600 15.800 
Kita ev. Kirchengemeinde 46.500 47.500 50.500 51.258 52.027 52.808 
Kita St. Barbara 15.000 15.500 15.000 15.500 15.500 15.700 
Kita St. Sebastianus (ab 01.08.2012) 13.000 31.500 31.500 31.500 31.500 31.500 
Kita Caritas Lebenswelten 
(01.08.2012)incl. Mietanteil 23.500 56.000 65.000 65.975 66.965 67.970 
Kita Caritas Lebenswelten Mietanteil 
(MIetanteil oben enthalten) 11.000 26.000 0 0 0 0 
Kita Donnerberg (01.08.2013) 0 20.000 50.000 50.750 51.511 52.284 
Zuschuss Erstausstattung für 167.500 150.000 0 0 0 0 
Kita Caritas Lebenswelten 137.500 0 0 
Kita S1. Barbara 30.000 0 0 
Kita Donnerberg 0 150.000 0 
Zuschuss Planungskosten für 7.000 0 0 0 0 0 
Kita Donnerberg 7.000 0 0 

----- ­

http:1.36.05.20
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5100 Jugendamt 

Plandaten für Haushalt 2014 

Ansatz 
2014 2015 

Ansatz 
2016 

Ansatz 
2017 

Erläuterungen 

Ansatz in dieser Höhe, da nicht 
laosenDar wieviele Gerichlsfälle übernommen werden 

--~iOOliOot~~~\ris:at2:erfoj;cteiTIcli:dirmriEehr Personal und 
mehr Kopierer im Einsatz, was mehr Papierkosten und 
T()I1_eEbeschaffungen erfordert._____ 

Der Vertrag Kangoo läuft 09/14 aus. Vorsorglich 
ein höherer Sieuersatz angemeldet, da jetzt noch 

weiß, welches Auto dann angeschafft wird. 

200,00 200,00 
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3108 Unterhaltsvorschussleistungen 

Ansatz 
2014 2015 

Ansatz 
2016 

Ansatz 
2017 

It 2014 

Erläuterungen 



3601 Förderung von Kinder in TageseinrichtungenlTagespfleru2 

Ansatz 
2014 

An 

2015 

Plandaten für Haushalt 2014 

2016 2017 



3602 Jugendarbeit 

Plandaten für Haushalt 2014 

Ansatz 
2014 

Ansatz 
2015 

Ansatz 
2016 

Ansatz 
2017 

Erläuterungen 



3603 Sonst. Leistungen zur Förderung junger Menschen/Familien 

Ansatz 
2014 

Plandaten für Haushalt 2014 

2015 
Ansatz 
2016 

Ansatz 
2017 

Erläuterungen 



3605 Tageseinrichtungen für Kinder 

Ansatz 
2014 2015 

Plandaten für Haushalt 2014 

2016 2017 



3606 Einrichtungen der Jugendarbeit 

Ansatz 
2014 

Ansatz 
2015 

Plan daten für 

Ansatz 
2016 

Ansatz 
2017 

halt 2014 



3607 Sonst. Einrichtungen zurFörderung junger Menschen/Familien 

Ansatz 
2014 2015 

Plandaten für Haushalt 2014 

Ansatz 
2016 

Ansatz 
2017 

Erläuterungen 



Stadt Stolberg (Rhld.) X öffentlich nicht öffentlich 

IDatum 
13. Mai 2013 

VORLAGE 
Für die Sitzung des 	 Jugendhilfeausschusses JHA 
am 	 20.06.2013 
Tagesordnungspunkt Nr. 	 b 
Betreff : 	 Projekt "Generation Jugend" in der Städte­

Region Aachen - "Ich bin, ich kann, ich 
brauche!" 
Sachstandsbericht 

ag: 

Der Jugendhilfeausschuss nimmt die Ausführungen zur diesjährigen Aktionsreihe 
"Generation Jugend" unter dem Motto "Ich bin, ich kann, ich brauche!" zur Kenntnis. 

!ll Sachverhalt: 

Das Jugendamt der Stadt Stolberg beteiligt sich in diesem Jahr erneut an der erfolgreichen Ak­
tionsreihe "Generation Jugend". "Generation Jugend" ist ein städteübergreifendes Projekt der 
Jugendämter in der Städteregion Aachen, des Kreises und der Stadt Düren, sowie des Kreises 
Heinsberg, der Städte Erkelenz und Hückelhoven. Seit 2007 wird mit dem Projekt unter ver­
schiedenen Überschriften Lobbyarbeit für Jugendliche, ihre Interessen und die Jugendarbeit vor 
Ort betrieben. 

Die 2013 initiierte Kampagne steht unter dem Motto "Ich bin, ich kann, ich brauche!". Der 
Aktionszeitraum erstreckt sich über das gesamte Jahr 2013. 

Konzeptionelle Vorüberlegungen 
Unter dem Slogan "Generation Jugend - Ich bin, ich kann, ich brauche!" soll in diesem Jahr die 
Persönlichkeitsentwicklung und -stärkung von Kindern und Jugendlichen in den Blick genom­
men werden. Viele Jugendliche wissen heute oft nichts mehr mit sich und ihrer Freizeit anzu­
fangen. "ehillen" wird zur Hauptbeschäftigung nach der Schule und an Wochenenden. Aber 
auch Fragen zur schulischen und beruflichen Zukunft schwirren ihnen im Kopf herum; genauso 
wie mögliche Perspektiven für ihr Privatleben. 

Die beteiligten Jugendämter setzen unter dem Label "Generation Jugend" ihre gemeinsamen 
Aktionen mit einem neuen Schwerpunktthema fort. Nachdem in den Vorjahren unter den Mot­
tos "Talking about a generation!", "Du hast die Wahl!" und "So jung kommen wir nicht 
mehr zusammen!" städteübergreifende Aktionsprogramme mit jugendrelevanten Inhalten er­
folgreich durchgeführt wurden, sollen in 2013 unter dem Projekttitel "Generation Jugend" erneut 
gebündelt Aktionen auf den Weg gebracht werden. 

Gelingen soll dies mit der Initiierung von Projekten, die im Durchführungszeitraum starten und 
nach Möglichkeit nachhaltig in der Praxis der Jugendarbeit der beteiligten Kommunen nachwir­
ken sollen. Hierzu wurde am 18. April auf der Burg in Stolberg ein Fachtag für die Fachkräfte 
der offenen und mobilen Jugendarbeit und für Schulsozialarbeiter durchgeführt. 
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Dabei standen unter anderem die Ergebnisse der aktuellen SINUS Jugendstudie "Wie ticken 
Jugendliche?" im Mittelpunkt. In der Studie geht es um die Lebenswelten von Jugendlichen im 
Alter von 14 bis 17 Jahren in Deutschland. 

Unter der Berücksichtigung der Ergebnisse wurden dann Vorschläge für mögliche regionale 
und überregionale Projekte und Aktionen zur Persönlichkeitsentwicklung und -stärkung von 
Kindern und Jugendlichen für die zweite Jahreshälfte erarbeitet. 

Im Rahmen des Projektes können sowohl neue Aktionen angeboten, als auch bereits beste­
hende Maßnahmen unter dem Titel "Generation Jugend" präsentiert werden. Denkbar sind u.a. 
Selbstbehauptungskurse, erlebnispädagogische Aktivitäten, Internet- und Facebook-Auftritte 
bei denen Jugendliche ihre Fähig- und Fertigkeiten in den Mittelpunkt stellen werden. 

Teilnehmende Institutionen sollen ihre geplanten Angebote mit dem Jugendamt abstimmen. 
Dazu gehört eine detaillierte Projektbeschreibung mit einer entsprechenden Kostenaufstellung. 
Aufgrund des sehr großen Aktionsgebietes (s. 0) werden durch dieses Projekt sehr viele Men­
schen zur gleichen Zeit angesprochen. Im Herbst 2013 sollen die Ergebnisse der Projekte, Ini­
tiativen und Maßnahmen auf einem Markt der Möglichkeiten der Öffentlichkeit präsentiert wer­
den. 

c) Rechtslage: 
SGB VI 111 Kinder- und Jugendhilfegesetz 

d) Finanzielle Auswirkungen 
Für das gesamte Projekt; insbesondere die Organisation des Fachtages, Öffentlichkeitsarbeit 
und dem Markt der Möglichkeiten sind Landesmittel in Höhe von 4.000,00 Euro beantragt. Eine 
mündliche Förderzusage seitens des Landschaftsverbandes Rheinland wurde bereits erteilt. 

Der Eigenanteil jeder teilnehmenden Kommune liegt bei mindestens 500,00 Euro für die Finan­
zierung der örtlichen Maßnahmen. Für die Überarbeitung der Internetseite www.generation­
jugend.de und der Neuerstellung eines Facebook-Auftritts durch ein professionelles Redakti­
onsteam fallen Kosten in Höhe von ungefähr 500,00 Euro je Kommune an. 

Die entsprechenden Haushaltsmittel wurden für 2013 zu dem unter Projekt "Generation Ju­
gend", Produkt 1.36.02.05, Sachkonto 5339000 angemeldet und stehen dort bereit. 

e) Personelle Auswirkung: 
Im Rahmen der Aufgabenerfüllung des Jugendamtes. 
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Stadt Stolberg (Rhld.) 	 X öffentlich nicht öffentlich 

IDatum 
24.05.2013 

VORLAGE 
Für die Sitzung des Jugendhilfeausschusses JHA 
am 	 20.06.2013 
Tagesordnungspunkt 	Nr. :t-
Betreff: 	 Amtsvormundschaft im Jugendamt Stolberg 

hier: Informationsvorlage 

Der Jugendhilfeausschuss nimmt die Ausführungen der Verwaltung zur 
Kenntnis. 

!tl Sachverhalt: 

Bestellungen zum Amtsvormund oder zum Amtspfleger werden durch das 
Vormundschaftsgericht vorgenommen. Die Vormundschaft umfasst die komplette elterliche 
Sorge für ein Kind/einen Jugendlichen; die Pflegschaft umfasst einzelne Teile des Sorgerechts 
(z.8. das Aufenthaltsbestimmungsrecht, die Vermögenssorge, die Gesundheitssorge), während 
die Eltern die verbleibenden Teile der elterlichen Sorge weiterhin innehaben, 
Eine Vormundschaft wird eingerichtet, wenn Eltern versterben oder nicht bzw. nur zum Teil in 
der Lage sind, die elterliche Sorge verantwortlich wahrzunehmen. 
Sie tritt per Gesetz automatisch in Kraft, wenn ein außerhalb der Ehe geborenes Kind keinen 
sorgeberechtigten Elternteil besitzt (dies ist der Fall bei minderjährigen unverheirateten 
Müttern). 

Ein Amtsvormund sorgt an der Stelle der Eltern für das Wohl, die Pflege und Erziehung von 
Kindern und Jugendlichen und vertritt umfassend die Interessen seiner Mündel. 
Er übernimmt damit eine GarantensteIlung zur Sicherung des Wohls seiner Mündel und muss 
zu ihnen eine vertrauensvolle, professionell persönliche Beziehung aufbauen und pflegen. 
Er ist in dieser Tätigkeit im Jugendamt nicht weisungsgebunden und trägt für sein Handeln 
(oder Unterlassen) die volle persönliche Verantwortung, die in vollem Umfang der gerichtlichen 
Überprüfung unterliegt. 
Werden die Erwartungen des Gerichts an die Führung der Vormundschaft nicht erfüllt, kann es 
dem Vormund Auflagen dazu erteilen. 
Auch wenn mit der Amtspflegschaft nur Teile des Sorgerechts übertragen werden, bedeutet 
dies häufig nicht weniger Aufwand für den Amtspfleger, sondern aufgrund des Gesprächs- und 
Abstimmungsbedarfs mit den Inhabern der verbleibenden Sorgerechtsanteile teilweise mehr 
Arbeit. 

Bei den Mündeln handelt es sich zum größten Teil um Kinder/Jugendliche aus sehr schwierigen 
bis zu untragbaren Familienverhältnissen. Sie haben häufig gravierende Schädigungen und 
traumatische Erfahrungen hinter sich und sind entsprechend verhaltensauffällig. 
Der Aufbau eines Vertrauensverhältnisses zum Vormund braucht Zeit und Engagement seitens 
des Vormundes. 
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Am 06.07.2011 ist das Gesetz zur Anderung des Vormundschafts- und Betreuungsrechts in 
zwei Stufen zum 01. Juli 2011 und zum 05.Juli 2012 in Kraft getreten. 

Der Teil des Gesetzes, der bereits am 06. Juli 2011 in Kraft getreten ist, schreibt als 
Kernvorschrift mit § 1800 BGB Vormündern nun explizit vor, "die Pflege und Erziehung des 
Mündels persönlich zu fördern und zu gewährleisten". 
Zudem wird § 1793 BGB dahingehend ergänzt, dass der Vormund mit dem Mündel 
persönlichen Kontakt zu halten hat. Er soll das Mündel in der Regel einmal im Monat (bei 
Bedarf auch mehr) in dessen üblicher Umgebung aufsuchen. 

Ab dem 05.07.2012 haben die Vormundschaftsgerichte die verpflichtende Aufgabe, bei der 
Überwachung der Vormundschaften insbesondere die Einhaltung der persönlichen Kontakte 
zwischen Vormund und Mündel zu beaufsichtigen. Somit hat der Vormund/Pfleger über die 
persönliche Situation des Mündels/Pfleglings und über die Häufigkeit und Art seiner Kontakte 
zu ihm jährlich dem zuständigen Familiengericht Bericht zu erstatten. 
Ab diesem Zeitpunkt gilt außerdem eine Fallzahlenbegrenzung von höchstens 50 Fällen pro 
vollzeitbeschäftigten Vormund. 

Beide Regelungen (mt!. Besuchskontakte im persönlichen Umfeld des Mündels, 
Fallbegrenzung auf maximal 50) sind Reaktionen des Gesetzgebers auf die in den 
vergangenen Jahren publik gewordenen kindeswohlgefährdenden Situationen, in denen trotz 
Bestehen einer Vormundschaft Kinder vernachlässigt wurden oder sogar zu Tode kamen. 

Mit dem neuen Gesetz, das ausschließlich der Sicherung des Kindeswohls dienen soll, gehen 
somit weitergehende und arbeitsintensive Anforderungen an den Vormund einher. 

Im Jugendamt der Stadt Stolberg wird den oben ausgeführten gesetzlichen Anderungen wie 
folgt Rechnung getragen: 

Zusätzlich zur ursprünglichen Amtsvormünderin (20,5, zwischenzeitlich 25 Wochenstunden 
Arbeitszeit) wurde eine weitere Amtsvormünderin ab 01.01.2011 mit zunächst 20 
Wochenstunden Arbeitszeit und zwischenzeitlich vollzeitbeschäftigt eingesetzt. 

Die Fallzahlen im Jugendamtsbereich haben sich in den letzten Jahren wie folgt entwickelt: 

2009: 
- zum Jahreswechsel 

in 2009 begonnen und beendet 
somit zu Spitzenzeiten 

56 Fälle 
13 Fälle 
69 Fälle 

2010: 
-

-

zum Jahreswechsel 
in 2010 begonnen und beendet 
somit zu Spitzenzeiten 

64 Fälle 
6 Fälle 
70 Fälle 

2011: 
- zum Jahreswechsel 

in 2011 begonnen und beendet 
somit zu Spitzenzeiten 

69 Fälle 
10 Fälle 
79 Fälle 
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2012: 
- zum Jahreswechsel 77 Fälle 

in 2012 begonnen und beendet 14 Fälle 
somit zu Spitzenzeiten 91 Fälle 

2013: 
- zum Jahreswechsel 81 Fälle 

aktuell 80 Fälle 

Die Schwankungen ergeben sich durch 
Fallabgaben/Fallübernahmen an den bzw. vom Vormund eines anderen Jugendamtes 
(soweit pädagogisch vertretbar), wenn ein Mündel an einem weiter weg gelegenen Ort 
untergebracht und die Besuchskontakte dadurch nur mit großem Aufwand realisierbar 
sind, 

- die -sehr eingeschränkt gegebene- Möglichkeit, andere geeignete Personen (z.B. 
Pflegeeltern) als Vormund zu gewinnen, 
das Erreichen der Volljährigkeit von Mündeln, 

- von 51 nicht steuerbares Hinzukommen von neuen Mündeln durch gerichtliche 
Entscheidungen. 

In dem o.a. dargestellten Zeitraum haben sich die Fallzahlen im Bereich Amtsvormundschaft 
kontinuierlich erhöht. 
Die doch enorme Fallzahlensteigerung seit Ende 2011 hängt hauptsächlich mit dem Anstieg 
der Einrichtung von Vormundschaften für unbegleitete minderjährige Flüchtlinge zusammen. 
Derzeit müssen, beginnend ab 21.06.2011, 1 Pakistani und 7 afghanische Staatsangehörige 
durch die Amtsvormundschaft in Stolberg betreut werden. 
Sechs unbegleitete Minderjährige (5 afghanische und 1 tschadischer Staatsangehöriger) 
konnten nach einer Betreuung von der Dauer zwischen 1 Jahr, einigen Monaten aber auch nur 
einigen Tagen aus unterschiedlichen Gründen (andere Zuweisung, Abgabe Vormundschaft an 
freien Träger bzw. Verwandten, weitergezogen nach Frankreich ... ) zwischenzeitlich aus der 
Betreuung herausgenommen werden. 
Drei somalische unbegleitete minderjährige Flüchtlinge wurden in der Zeit vom 23.03. bis 
04.04.2012 betreut. Es wurden u.a. die Anhörungsverfahren bei Gericht begleitet. Eine 
Vormundschaft wurde dann aber nicht eingerichtet, da festgestellt wurde, dass sie bereits 
volljährig sind. 
Die Durchführung der Vormundschaften für unbegleitete Minderjährige ist arbeitsintensiv und 
stellt für die Amtsvormünder eine besondere Herausforderung dar. Die Jugendlichen haben 
Sprachprobleme, kommen aus einem anderen Kulturkreis und haben meist traumatische 
Erfahrungen durchleben müssen. Zudem ist das tatsächliche Alter der Mündel oftmals unklar, 
was dazu führt, dass versucht werden muss, die richtigen Papiere zu beschaffen und 
Gerichtsverhandlungen zu begleiten. Des Weiteren sind im Zuge des Asylverfahrens zahlreiche 
Termine wahrzunehmen (Anhörungstermine bei Gericht und bei der Durchführung des 
Asylverfa h rens). 
Zudem hat die Anordnung von Vormundschaften für ausländische Jugendliche zugenommen 
(mindestens 6 Fälle). Hier wird die Arbeit erschwert, da ausländisches Recht berücksichtigt 
werden muss (z.B. Passbeschaffung beim zuständigen Konsulat -u.a. in Berlin-, Verlängerung 
von Aufenthaltsgestattungen, Vermeidung der Abschiebung ... ). 

Unter Berücksichtigung der derzeitigen Arbeitszeit der beiden Vormünderinnen beträgt die 

gesetzlich vorgeschriebene Höchstzahl der Vormundschaften insgesamt 80 Fälle. 

Somit liegt die Arbeitsbelastung der beiden Mitarbeiterinnen -zumindest seit 2012- ständig an 

der Obergrenze. 
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Um diese Dauerbelastung zu reduzieren wird zeitnah darauf hingearbeitet, bestehende oder 
neue Vormundschaftsfälle an einen professionellen Einzelvormund eines freien Trägers 
abzugeben. 

Die neue gesetzlich explizitere Definition der persönlichen Verantwortung des Vormunds und 
die Normierung einer Fallzahlbegrenzung haben zu einer deutlich veränderten und intensiveren 
Wahrnehmung der Aufgabe der Vormundschaft geführt. 
Da mit den unter Vormundschaft stehenden Kindern/Jugendlichen auch andere beteiligte 
Dienste (vor allem ASO und Pflegekinderdienst= PKD) arbeiten, zieht diese Veränderung 
selbstverständlich den Bedarf nach neuem Austarieren der Aufgabenwahrnehmung unter den 
beteiligten Diensten, dem Vormund und den beteiligten Betroffenen nach sich. 
Aus diesem Grunde werden zurzeit schriftliche Standards der Zusammenarbeit zwischen den 
Arbeitsbereichen Amtsvormundschaften/Amtspflegschaften und dem Allgemeinen Sozialen 
Dienst sowie der wirtschaftlichen Erziehungshilfe im Jugendamt Stolberg erarbeitet. 
Der Jugendhilfeausschuss wird zu gegebener Zeit unaufgefordert über die weitere Entwicklung 
informiert . 

.2l Rechtslage: 

Pflichtaufgabe gem SGB VIII/ Kinder- und Jugendhilfegesetz 
Gesetz zur Änderung des Vormundschafts- und Betreuungsrechts 
Bürgerliches Gesetzbuch BGB 

d)Finanzielie Auswirkungen 
.I. 

e) Personelle Auswirkung: 

Personal des Fachamtes ist eingebunden und für 2014 dauerhaft mit der wie im Sachverhalt 
dargelegten Wochenstundenarbeitszeit zum Stellenplan angemeldet. 

LA. 
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Stadt Stolberg (Rhld.) X öffentlich D nicht öffentlich 

Datum Drucksache-Nr. 

03.05.2012 

VORLAGE 

Für die Sitzung des Jugendhilfeausschusses 
am 20.06.2013 
Tagesordnungspunkt Nr. 8 
Betreff: Kommunalisierung der Landesmittel 

Hier: Zuschussgewährung für freie Träger zur Gestaltung der 
offenen Jugendarbeit 

JHA 


a) Beschlussvorschlag: 
1. Der Jugendhilfeausschuss nimmt den Sachstandsbericht zur Kenntnis. 

2. Der Jugendhilfeausschuss beschließt, auf der Grundlage der Zuweisung 
durch das Land die LandeslTlittel für die Zeit vom 01.01. - 31.12.2013 wie folgt an 
den nachfolgenden freien Träger zu verteilen: 

- Katholische Kirchengemeinde St. Lucia/KOT St. Josef 6.272,30 € 

zahlbar in 3 Raten: 

zeitnah nach Überweisung durch das Land - 3.200,30 € 

zum 15.07.2013 - 1.536,00 € 

zum 15.10.2013 - 1.536,00 € 


b) Sachverhalt: 
Dem Jugendamt ist seit 1990 die Bewirtschaftung der Landesmittel gem. 
Landesjugendplan -Position 1, offene Kinder- und Jugendarbeit- übertragen worden. 

Förderung in 2012 
Im Jugendamtsbezirk Stolberg waren in 2012 insgesamt 5 Einrichtungen (1 Einrichtung 
in freier Trägerschaft, 4 kommunale Einrichtungen) in die Landesförderung 
einbezogen. Grundlage für die Förderung ist die Beschäftigung von hauptamtlichem 
sozialpädagogischen Personal in Verbindung mit dem Betrieb einer Einrichtung in der 
offenen Jugendarbeit. 

Die Stadt Stolberg erhielt im Haushaltsjahr 2012 Landesmittel in einer Gesamthöhe 
von 69.692,00 €. 

Laut Beschluss des ,JHA vom 24.05.2012 wurden die Landesmittel in 2012 an die 
freien Träger wie folgt verteilt: 

- Katholische Kirchengemeinde St. Lucia/KOT St. Josef 6272,30 € 
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Zuweisung der Landesmittel für das Haushaltsjahr 2013 

Gemäß Bescheid des Landesjugendamtes vom 30.04.2013 wurde der Stadt Stolberg 

für die Zeit vom 01.01.2013 bis 31.12.2013 ein Förderbetrag in Höhe von 69.692,00 € 

bewilligt. Die Auszahlung erfolgt in mehreren Teilzahlungen: 

nach Abruf der Mittel zeitnah - 34.846 € 

zum 15.07.2013 - 17.423 € 

zum 15.10.2013 - 17.423€ 


Verteilung der Landesmittel an die freien Träger in 2013 

Auf der Grundlage der Landesförderung ergibt sich für den nachgenannten Träger 

die Verteilung der Landesmittel in 2013 wie folgt: 


- Katholische Kirchengemeinde St. Lucia/KOT St. Josef 6.272,30 € 

zahlbar in 3 Raten: 

zeitnah nach Überweisung durch das Land - 3.200,30 € 

zum 15.07.2013 - 1.536,00 € 

zum 15.10.2013 - 1.536,00 € 


Somit verbleibt der Stadt Stolberg für den Betrieb der offenen Jugendeinrichtungen 

in kommunaler Trägerschaft ein Förderbetrag des Landes für den Zeitraum 

01.01.2013 bis 31.12.2013 in Höhe von 63.419,70 €. 


Die Kath. Kirchengemeinde St. Lucia/KOT St. Josef erhält außerdem für die Jahre 

2011-2014 It. dem am 1.1.2011 in Kraft getretenen Vertrag städtische Personal- und 

Sachkostenzuschüsse in Höhe von 17.248,00 € für ihre offene Jugendarbeit. 


c) Rechtslage: 
Nach § 11 iV. m. § 74 K . ..IHG handelt es sich um eine Pflichtaufgabe. 

d} Finanzierung: 
Zur Förderung der Infrastruktur der Einrichtungen der Jugendarbeit wurde der Stadt 
Stolberg für den Zeitraum 01.01.2013 bis 31.12.2013 ein Betrag in Höhe von 
69.692,00 € durch das Land bewilligt. 

e} Personelle Auswirkung: 
Keine 
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Jugendhilfeausschusses 

20.06.2013 

.5 
Richtlinien zur Förderung der Jugendarbeit 
hier: Allgemeine Förderung der Jugendar­
beit 

JHA 


a) Beschlussvorschlag: 

Der Jugendhilfeausschuss beauftragt die Verwaltung den anerkannten Jugend­

verbänden in Stolberg im Haushaltsjahr 2013 zur Förderung der Jugendarbeit un­

ter Berücksichtigung der derzeit bereit gestellten Mittel pauschale Zuschüsse in 

Höhe von 1.915,00€ (50% des Haushaltsansatzes) gemäß den kommunalen Richt­

linien zur Förderung der Jugendarbeit zu gewähren und vorbehaltlich der Bereit ­

stellung weiterer Mittel entsprechend bis zu 100 % (3.830 €) nach zu bewilligen. 


b) Sachverhalt: 

Die allgemeine Jugendarbeit der Jugendverbände wurde im Haushaltsjahr 2012 mit 

3.828,72 € gefördert. Der Ansatzbetrag in Höhe von 3.830,00 € wurde laut Beschluss 

des Jugendhilfeausschusses vom 24.05.2012 auf die anerkannten Jugendverbände 

aufgeteilt, da der Stadt jugendring in 2012 keine pauschalen Fördermittel beantragt hat­

te. Der Zuschuss wird für die von den Jugendverbänden gemeldeten beitragszahlenden 

Mitglieder gemäß den gültigen Förderrichtlinien zur Förderung der Jugendarbeit ge­

währt. In 2012 wurden die Fördermittel für die einzelnen Verbände wie folgt verteilt: 


3.830,00 € : 516 Mitglieder = 7,42 €/Mitglied - Jugendverbände 

Jugendverband beantragte Mitglieder X €/Mitglied ergibt FörderbetragI 

89,04 € iergibtX 7,42€Jugendrotkreuz StolberQ 12 
ergibtX 7,42€ 482,30 € Jugendrotkreuz Breinig 65 

X ergibt7,42 € 675,22 € JUQendfreuerwehr Stolberg 91 
X ergibt148 7,42€ 1.098,16 € DPSG Stamm Stolberq 

X 7,42€ I ergibt 319,06 €DPSG Stamm Wehebachthaler 43 
7,42 € ergibt 378,42 € 51 XPSG Stamm VenweQen 

X 7,42€ I ergibt 549,08€DLRG OG Stolberg eV. 74 

X 7,42€ I ergibt 237,44 € DPSG SiedlunQ Gallien Breiniql Dorff 32 

516 Summe 3.828,72€ 



Förderung 2013: 
Mit der Bereitstellung von 50 % der Haushaltsmittel in Höhe von 1.915,00 € (durch 
Haushaltsverfügung vom 04.12.2012 erfolgte zunächst eine grundsätzliche Budgetfrei­
gabe von 50 %) wird die Verwaltung unter der Berücksichtigung der zur Verfügung ste­
henden Haushaltsmittel zunächst einen Abschlag in Höhe von 50 % unter Berücksichti­
gung der Förderrichtlinien gewähren. 

Die Haushaltsmittel in Höhe von 1915,00 € (50% des Jahresbudgets) werden gemäß den 

Förderrichtlinien auf der Grundlage der beitragszahlenden Mitglieder der jeweiligen An­

tragssteIler aufgeteilt. Nach Vorlage des Finanzcontrollingberichts zum 30.06.2013 ist das 

Ziel, 75 % des Budgets freizugeben. Falls sich auf der Grundlage des Berichts mögliche 

Haushaltsverschlechterungen zeigen sollten, wären entsprechende Konsolidierungsmaß­

nahmen einzuleiten. 


Nach Vorlage des Finanzcontrollingberichts zum 30.06.2013 ist es grundsätzlich das 

Ziel, 75 % der Budgets zur Bewirtschaftung freizugeben, so dass dann die nächsten 

25 % von 3.830,00 € an die anerkannten Jugendverbände in Stolberg gezahlt werden 

könnten. Falls sich auf der Grundlage des Berichts mögliche Haushaltsverschlechte­

rungen zeigen sollten, wären entsprechende Konsolidierungsmaßnahmen einzuleiten. 


Nach Vorlage des Umsetzungsberichts zum Haushaltssanierungsplan 2013-2021 für 

die Bezirksregierung Köln (Herbst 2013) wird die Haushaltssituation sich deutlicher dar­

stellen. Bei Einhaltung der Zielvorgabe des Haushaltssanierungsplans für das Haus­

haltsjahr 2013 erfolgt grundsätzlich eine Freigabe der Budgets zu 100 %. Ist absehbar, 

dass die geplante Zielvorgabe nicht eingehalten werden kann, wären - wie zuvor bereits 

beschrieben - entsprechende Konsolidierungsmaßnahmen anzulassen. Die Auszahlung 

der letzten 25 % der pauschalen Zuschüsse für die Jugendarbeit der Jugendverbände 

können demnach frühestens im Herbst 2013 ausgezahlt werden. 


cl Rechtsgrundlage: 

SGB VIII - Kinder- und Jugendhilfegesetz §11 und kommunale Richtlinien zur Förderung 

der Jugendarbeit 


d} Finanzierung: 

Produkt 1.36.02.05 "Jugendarbeit", Sachkonto 5331000 "Soziale Leistungen natürlicher 

Personen außerhalb von Einrichtungen", vorbehaltlich der Bereitstellung der Haushaltsmit­

tel. 


e) personelle Auswirkungen: 

Im Rahmen der Aufgabenerfüllung des Amtes für Kinder, Jugend, Familie, Soziales und 

Wohnen. 
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Jugendhilfeausschusses 

20.06.2013 
Nr. ).0 

Richtlinien zur Förderung der Jugendarbeit 
hier: Betriebskostenzuschüsse für Jugend­
einrichtungen 

JHA 


Beschlussvorschlag: 

a) Der Jugendhilfeausschuss nimmt den Sachstandsbericht der Verwaltung zur 
Kenntnis und beschließt den nachfolgenden Antragsstellern für ihre Jugendein­
richtungen einen Betriebskostenzuschuss auf der Grundlage der Förderrichtli ­
nien der Stadt Stolberg in 2013 zunächst mit 75% zu gewähren und vorbehaltlich 
der Bereitste"ung weiterer Mittel entsprechend nach zu bewilligen. 

Kath. Kirchengemeinde St. Lucial 1.074,00 € (100%) 805,50 € (75%) 
Gemeinde St. Franziskus 

Kath. Kirchengemeinde St. Lucial 1.200,00 € (100%) 900,00 € (75%) 
Jugendtreff KOT St. Josef 

b) Sachverhalt: 

Die Stadt Stolberg kann Trägern der freien Jugendhilfe Betriebskostenzuschüsse für 

ihre Jugendeinrichtungen gewähren. Betriebskosten sind: 

a) Kosten für Strom, Heizung, Reinigung, Wasser, 

b} Öffentliche Abgaben und Versicherungen, 

c} Werk- u. Bastelmaterialien/Arbeitsmittel (keine Geräte). 


Ein Zuschuss kann nur den Trägern der freien Jugendhilfe gewährt werden, die nach­

weislich Jugendarbeit leisten. Erforderlich ist der Nachweis über Verbandsjugendarbeit 

und offene Jugendarbeit (offene Jugendarbeit, mindestens 2 Tage in der Woche ein 

offenes Angebot). Die Stadt kann einen Betriebskostenzuschuss bis zu 17,90 Euro je 

Quadratmeter/Nutzfläche, die für offene Angebote genutzt werden, gewähren. 




I 

Die Förderhöchstgrenze beträgt 1.200,00 Euro. Auf der Grundlage der Förderrichtlinien 
der Stadt Stolberg ergab sich für das Jahr 2012 die nachfolgende Betriebskostenbezu­
schussung: 

! Träger
I 

Kath. Kirchengemeinde 
St. Lucial St. Franziskus 

anerkannte 
Nutzfläche 

1 60,00 m2 

Zuschuss je m2 Zuschuss 
esamt 

1 17,90 € • 1.074,00 € 

Kath. Kirchengemeinde 266,53 m2 17,90 € 1.200,00 € 
St. Lucial KOT St. Jos_ef_-'-­ ____--L-­ _____~{Höchstfördergrenze) ! 

Sachstandsbericht für 2013 

Für das laufende Jahr liegen dem Amt für Kinder, Jugend, Familie, Soziales und Woh­

nen zwei Förderanträge auf Betriebskostenbezuschussung für Jugendeinrichtungen 

vor: 


1. Kath. Kirchengemeinde Si. Lucial Gemeinde St. Franziskus 
2. Kath. Kirchengemeinde St. Lucial KOT St. Josef 

Auf Grundlage der Förderrichtlinien ergibt sich für das Jahr 2013 somit die nachfolgen­
de Betriebskostenbezuschussung: 

'---'" 

anerkannte Zuschuss je m 2 I Zuschuss 
Nutzfläche 

Träger 
gesamt 

Kath. Kirchengemeinde 60,00 m2 17,90 € • 1.074,00 € 
St. Lucial St. Franziskus 
Kath. Kirchengemeinde 266,53 m2 1.200,00 € 

St. Lucial KOT St. Josef 


17,90 € 
(Höchstför~ergrenze) 

Förderung 2013: 

Mit der Bereitstellung von 50 % der Haushaltsmittel in Höhe von 1.750,00 € (durch 

Haushaltsverfügung vom 04.12.2012 erfolgte zunächst eine grundsätzliche Budgetfrei­

gabe von 50 %) wird die Verwaltung unter der Berücksichtigung der zur Verfügung ste­

henden Haushaltsmittel zunächst einen Abschlag in Höhe von 75 % unter Berücksichti­

gung der Förderrichtlinien gewähren. 


Nach Vorlage des Finanzcontrollingberichts zum 30.06.2013 ist das Ziel, 75 % des 

Budgets freizugeben. Hiermit kann eine 100 % Förderung gemäß den vorgenannten 

Anträgen realisiert werden. Falls sich auf der Grundlage des Berichts mögliche Haus­

haltsverschlechterungen zeigen sollten, wären entsprechende Konsolidierungsmaß­

nahmen einzuleiten. 


c) Rechtslage: 

SGB VIII - Kinder- und Jugendhilfegesetz gemäß §11 und kommunale Richtlinien zur 

Förderung der Jugendarbeit 




d) Finanzierung: 
Produkt 1.36.06.03 "Sonstige Jugendeinrichtungen", Sachkonto 5318000 "Übrige Be­
reiche", vorbehaltlich der Bereitstellung der Haushaltsmittel. 

e) Personelle Auswirkung: 
Im Rahmen der Aufgabenerfüllung des Amtes für Kinder, Jugend, Familie, Soziales und 
Wohnen. 
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